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I. Arbeitsgericht Gera Urteil vom 24. Juli 2024 

- 4 Ca 1579/23 - 
  
II. Thüringer Landesarbeitsgericht Urteil vom 27. Mai 2025 

- 1 Sa 163/24 - 
  
  

 

Entscheidungsstichworte:  
Tarifvertrag - Inflationsausgleichsprämie - Leistungszweck 

Hinweise des Senats: 
Parallelentscheidung zu führender Sache - 10 AZR 143/25 -; ohne Tatbe-
stand und Entscheidungsgründe 
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BUNDESARBEITSGERICHT 

10 AZR 146/25 
1 Sa 163/24 
Thüringer 
Landesarbeitsgericht 

Im Namen des Volkes! 
Verkündet am 
22. April 2026 

URTEIL 
Popp, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

In Sachen 

 

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin, 

 

 

pp. 

 

 

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsbeklagte, 

 

 

 

hat der Zehnte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der mündlichen Ver- 

handlung vom 22. April 2026 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeits- 

gericht Reinfelder, die Richterinnen am Bundesarbeitsgericht Dr. Günther-Gräff 

und Nowak sowie den ehrenamtlichen Richter Meyer und die ehrenamtliche  

Richterin Salzburger für Recht erkannt: 



 - 2 - 10 AZR 146/25 
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1. Auf die Revision der Klägerin wird das Urteil des  
Thüringer Landesarbeitsgerichts vom 27. Mai 2025  
- 1 Sa 163/24 - aufgehoben. 

2. Auf die Berufung der Klägerin wird das Urteil des Arbeits-
gerichts Gera vom 24. Juli 2024 - 4 Ca 1579/23 - abge-
ändert.  
Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin eine Inflati-
onsausgleichsprämie für die Monate Mai 2023, Juni 
2023 und Juli 2023 iHv. jeweils 250,00 Euro nebst Zin-
sen iHv. jeweils fünf Prozentpunkten über dem jeweils 
gültigen Basiszinssatz seit dem 16. Juni 2023, 18. Juli 
2023 und 16. August 2023 zu zahlen. 
Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 

3. Die Kosten des erstinstanzlichen Verfahrens haben die 
Klägerin zu 12,5 % und die Beklagte zu 87,5 % zu tra-
gen. Die Beklagte hat die Kosten der Berufung und der 
Revision zu tragen. 

 
 

Von Rechts wegen! 
 
 

Die Parteien haben auf Tatbestand und Entscheidungsgründe verzichtet 

(§ 72 Abs. 5 ArbGG iVm. § 555 Abs. 1, § 313a Abs. 1 ZPO). 

 W. Reinfelder  Nowak  Günther-Gräff  

  Salzburger  Meyer   
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